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Erster Abschnitt• 

Einführung 

I. Gegenstand 

Seitdem am 4. November 1950 in Rom die Vertreter der damaligen 
Mitgliedstaaten des Europarates die "Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten" unterzeichneten, sind mehr als 
15 Jahre verstrichen und das Vertragswerk hat nicht nur für die Bezie-
hungen der an ihm beteiligten Staaten, sondern auch für die Gestaltung 
ihrer inneren Rechtsordnung grundlegende Bedeutung gewonnen, wenn 
sich auch nicht alle Hoffnungen erfüllt haben, die seine Schöpfer zu 
einer Zeit hegen durften, als ein engerer Zusammenschluß der euro-
päischen Staaten der freien Welt in greifbare Nähe gerückt schien. 
Immerhin hat das Vertragswerk aber über den europäischen Kontinent 
hinaus gewirkt, indem die in ihm garantierten Rechte und Freiheiten 
zum Vorbild für die Verfassungen zahlreicher neuer Staaten in anderen 
Kontinenten wurden. 

Eine Darstellung des Konventionsrechts, die sich in erster Linie an 
deutsche Juristen wendet, hat vor allem darüber Aufschluß zu geben, 
welche Bedeutung und welchen Inhalt die materiellrechtlichen Bestim-
mungen der Konvention haben und wie sie einerseits in der Völker-
rechtsordnung, anderseits aber in der eigenen staatlichen Rechtsordnung 
stehen. Wenn dieser Beitrag der Aufgabe gerecht werden soll, die Pro-
bleme umfassend zu behandeln1, ist auf eine vollständige Darstellung 

• Der Verfasser hat zahlreichen Stellen zu danken, die ihn mit Material 
unterstützten, insbesondere dem Kanzler des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte in Straßburg, Dr. Heribert Golsong. Auch der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, die ihm Aufenthalte in Straßburg und Heidelberg er-
möglichte, gilt sein Dank, ebenso dem Direktor des Max-Planck-Institutes 
für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht, Professor Dr. H. Mosler. 
Seine Assistenten Dr. K. F. Arndt und Dr. D. Tsatsos haben ihn unermüdlich 
unterstützt. Er erinnert sich gern daran, daß er die Arbeit im Jahre 1952 be-
gann, als er bei seinem verehrten Lehrer Erich Kaufmann, damals Rechts-
berater des Auswärtigen Amtes, lernte, Probleme des internationalen Rechts 
mit Realismus zu sehen. Er widmet ihm nun seinen Beitrag in der völlig ver-
änderten Form. - Literatur und Rechtsprechung wurden bis zum 31. 12. 1965 
berücksichtigt. 

1 Vgl. das Vorwort der Herausgeber zu Bd. II (1954) S. V. 
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aller durch das Vertragswerk aufgeworfenen Fragen zu verzichten und 
diese auf die für seine Anwendung durch deutsche Rechtsanwendungs-
organe wesentlichen Fragen zu konzentrieren. Das Hauptgewicht ist da-
her auf die Behandlung der einzelnen Rechte und Freiheiten der Haupt-
konvention und des ersten Zusatzprotokolls gelegt (Vierter Abschnitt), 
dem der Versuch vorausgeht, den Standort der Konvention in der 
Rechtsordnung zu bestimmen (Zweiter Abschnitt),· die allgemeinen ma-
teriellrechtlichen Fragen zu klären (Dritter Abschnitt). Hingegen ist 
bewußt auf eine Behandlung der von der Konvention geschaffenen oder 
eingeschalteten Straßburger Organe - der Europäischen Menschen-
rechtskommission, des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, 
des Ministerkomitees des Europarates und seines Generalsekretärs -, 
ihrer Struktur und Verfahrensweise verzichtet worden. 

Dieser beschränkten Zielsetzung entsprechend ist der Titel des Bei-
trages neugefaßt2• Er schließt sich an die amtliche Bezeichnung der 
Konvention an3• Durch die neutrale Fassung "Rechte und Freiheiten" 
soll nicht zu der Frage Stellung genommen werden, ob die in der Kon-
vention ausgesprochenen Garantien - und welche von ihnen - recht-
lich als "Menschenrechte", "Grundfreiheiten" oder gar "Grundrechte" 
zu qualifizieren sind. Wenn unter "Menschenrechte" nur naturrechtlich 
begründete, unter "Grundfreiheiten" aber auch von einer konkreten 
Gemeinschaft bewußt und ohne Rücksicht auf transzendente Bindungen 
eingeräumte Befugnisse des Individuums zu verstehen sind, dann kann 
weder der Katalog der Konvention als ganzer noch können die einzel-
nen Garantien eindeutig der einen oder anderen Kategorie zugewiesen 
werden. In den meisten von ihnen finden sich Elemente von beiden. Die 
Bezeichnung "Grundrechte" vermeidet zwar eine Unterscheidung nach 
naturrechtlichem Gehalt oder bewußter Rechtsschöpfung, sie wird aber 
überlieferungsgemäß für Garantien in staatlichen Verfassungen ver-
wandt. 

2 Er lautete in den Vorankündigungen der Bände II (1954) und III (1958): 
"Die europäischen Grundrechte." Einen Beitrag mit dieser Themenstellung 
hat der Verfasser 1953 abgeliefert und damals als Habilitationsschrift der 
Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bann vorge-
legt. Teile dieser Arbeit wurden unter dem Titel "Die Entstehung der euro-
päischen Menschenrechtskonvention" in ZaöRV Bd. 15 (1954) 5. 631-660 (hier 
als "Entstehung" zitiert) und "Die europäische Menschenrechtskonvention vor 
den nationalen Parlamenten" in ZaöRV Bd. 17 (1956) 5. 93-132 (hier als 
"Ratifikation" zitiert) veröffentlicht. Das inzwischen aus der Praxis der Straß-
burger Instanzen und der nationalen Gerichte angefallene Material sowie die 
literarischen Äußerungen aus 12 Jahren erlaubten, nur bescheidene Teile der 
ursprünglichen Arbeit für diesen Beitrag zu verwenden. Seit Bd. IV/1 (1960) 
wird der Beitrag unter dem Titel "Die Grundrechte der europäischen Men-
schenrechtskonvention" angekündigt. 

1 Dort heißt es freilich "Menschenrechte und Grundfreiheiten", aber in 
Art. 1 der Konvention wird der Ausdruck "Rechte und Freiheiten" verwandt. 
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Die Konvention verdankt ihre Entstehung unterschiedlichen Entwick-
lungen auf verschiedenen Ebenen. In der allgemeinen Völkerrechts-
gemeinschaft läßt sich seit mehreren Jahrzehnten das Bestreben beob-
achten, auf dem Gebiete des Schutzes der Individualrechte den Bereich 
der ausschließlichen Zuständigkeit der Einzelstaaten einzuschränken 
und dadurch eine gegenseitige Angleichung der einzelnen Rechtsord-
nungen zu erreichen4• 

Diese Bestrebungen wurden von den Vereinigten Nationen aufgenom-
men. Nach ihrer Satzung hat die Weltorganisation die Aufgabe, sich des 
Schutzes der Menschenrechte anzunehmen. Die Generalversammlung 
nahm am 10. Dezember 1948 in Paris die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte (hier zitiert als VN-Erklärung) an, die freilich nur den 
Rahmen für eine künftige vertragliche Sicherung absteckt5• 

Der seit 1948 in den Organen der Vereinigten Nationen verfolgte Ver-
such, den Inhalt der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte in ver-
pflichtende Rechtssätze umzugießen6, hat einen wesentlichen Einfluß auf 
die Ausgestaltung der Konvention gehabt. Die Erörterungen und Er-
gebnisse der Menschenrechtskommission der VereinigtenNationen haben 
für die Arbeiten in den Gremien des Europarats nicht nur als Vorbild 
gedient, sondern es sind insbesondere von den Arbeitsgremien des 
Ministerkomitees in großem Umfange die im Jahre 1950 vorliegenden 
Arbeitsergebnisse für den Menschenrechtspakt (UN-Covenant) über-
nommen worden, so daß die zugänglichen Unterlagen über diese Ar-
beiten7 überall dort als Erkenntnisquelle für Tragweite und Bedeutung 
von Formulierungen der Konvention dienen können, wo diese aus den 
Entwürfen eines Menschenrechtspaktes übernommen sind. Es kann 
dabei völlig dahingestellt bleiben, ob die Europäische Konvention nur 
als regionale Verwirklichung der noch immer nicht abgeschlossenen 

' Grundlegend H. Lauterpacht, International Law and Human Rights, Lon-
don 1950; P. N. Drost, Human Rights as Legal Rights, Leyden 1950 und die 
3379 Titel umfassende Bibliographie des UN-Generalsekretariats, UN Doc. 
E/CN 4/540 vom 20. 4. 1950 für die Jahre 1939-1950. 

5 Grundlegend dazu R. Cassin, La Declaration Universelle des Droits de 
l'Homme, RC 1951 II, 237-367; N. Robinson, The Universal Declaration on 
Human Rights, Institute of Jewish Affairs New York 1958; A. Verdoodt, 
Naissance et signification de la Declaration universelle des Droits de l'Homme, 
Louvain I Paris 1964; M. S. McDougl- G. Bebr, Die Menschenrechte in den Ver-
einten Nationen, dieses Handbuch, Bd. I/2 (1966). 

8 Vgl. vor allem die Berichte über die 5. Sitzung der Menschenrechtskom-
mission der VN, 1949 UN Doc. E/1371, UN Yearbook on Human Rights for 
1949, S. 330-353; über die 6. Sitzung 1950, UN Doc. E/1681, UN Yearbook on 
Human Rights for 1950, S. 458. 

7 Nicht nur die in der vorigen Anm. genannten Berichte, sondern auch die 
einzelnen Dokumente und Sitzungsberichte der Menschenrechtskommission. 


